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zeitliche Dienstuntauglichkeit festzustellen, wenn die Einbe­
rufung der betreffenden Wehrpflichtigen auf Grund eingetre­
tener ärztlich nachweisbarer Störungen der Gesundheit und 
Einschränkungen der Leistungsfähigkeit nicht erfolgen kann. 
Die zeitliche Dienstuntauglichkeit ist bis zur nächsten Muste­
rung zu begrenzen.

(6) Durch die Einberufungskommissionen sind bei der Ein­
berufungsüberprüfung von Wehrpflichtigen, die bereit sind, 
den aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen zu leisten, 
zur Feststellung der Diensttauglichkeit die Ergebnisse voran­
gegangener medizinischer Untersuchungen zu berücksichtigen. 
Eine erneute medizinische Untersuchung ist nur erforderlich, 
wenn seit der letzten medizinischen Untersuchung mehr als 
1 Jahr vergangen ist oder Störungen der Gesundheit und Ein­
schränkungen der Leistungsfähigkeit aufgetreten sind. Ent­
scheidungen über die Tauglichkeit, die die Nichteignung von 
Wehrpflichtigen für den vorgesehenen aktiven Wehrdienst in 
militärischen Berufen nach sich ziehen, sind erst nach einer 
Vorstellung vor der zuständigen Ärztekommission zu treffen.

(7) Für die Durchführung der Einberufungsüberprüfung 
gelten im weiteren die Regelungen des § 10 Absätze 4 bis 10 
entsprechend.

IV. Abschnitt 
Einberufung zum Wehrdienst

§18
Einberufungsbefehl

(1) Die Leiter der Wehrkreiskommandos haben zu gewähr­
leisten, daß die zur Einberufung bestimmten Wehrpflichtigen 
einen Einberufungsbefehl erhalten.

(2) Der Einberufungsbefehl ist den Wehrpflichtigen in der 
Regel durch die Deutsche Post zuzustellen. Bei Notwendigkeit 
sind die staatlichen Organe oder Betriebe verpflichtet, ent­
sprechend den Forderungen der Leiter der Wehrkreiskom­
mandos die Zustellung der Einberufungsbefehle vorzuneh­
men.

(3) Die Zustellung der Einberufungsbefehle hat gegen 
Quittung und grundsätzlich mindestens 14 Tage vor dem Ein­
berufungstag zu erfolgen. Diese Frist kann kürzer sein, wenn

a) die Wehrpflichtigen bereit sind, freiwillig aktiven Wehr­
dienst auf Zeit oder in militärischen Berufen zu leisten,

b) die Wehrpflichtigen zu Reservistenübungen oder wäh­
rend der Mobilmachung bzw. im Verteidigungszustand 
einberufen werden,

c) Wehrpflichtige auf Grund militärischer Bestimmungen 
kurzfristig einzuberufen sind,

d) Wehrpflichtige sich einer Einberufung zum Wehrdienst 
entzogen haben.

(4) Der Einberufungsbefehl beinhaltet den Tag, den Zeit­
punkt bzw. die Frist (Gestellungszeit) und den Ort (Gestel- 
lungs- bzw. Einberufungsort) der Einberufung, die Art des 
zu leistenden Wehrdienstes sowie weitere Festlegungen.

(5) Bei einem Auslandsaufenthalt ist der erhaltene Einbe­
rufungsbefehl nicht mitzunehmen.

(6) Wehrpflichtige, die nach § 12 Abs. 4 des Wehrdienstge­
setzes einen Einberufungsbefehl erhalten, haben diesen, wenn 
sie zeitweilig über 10 Tage vom Ort ihres Wohnsitzes abwe­
send sind, ständig bei sich zu tragen. Für die Zeit eines Aus­
landsaufenthaltes ist der Einberufungsbefehl vor der Aus­
reise aus der Deutschen Demokratischen Republik (außer bei 
Reisen in das sozialistische Ausland bis zu 30 Tagen) beim zu­
ständigen Wehrkreiskommando zu hinterlegen und unverzüg­
lich nach Rückkehr in die Deutsche Demokratische Republik 
wieder abzuholen.

(7) Wehrpflichtige, die nach § 12 Abs. 4 des Wehrdienstge­
setzes einen Einberufungsbefehl erhalten haben, sind ver­
pflichtet, die im Einberufungsbefehl aufgeführten Dokumente 
und Gegenstände ständig zur Verfügung zu halten.

(8) Der Einberufungsbefehl gilt für die Wehrpflichtigen als 
Fahrausweis vom Ort des Wohnsitzes zum Gestellungs- bzw. 
Einberufungsort.

§19
Abmeldung zum Wehrdienst

(1) Die Wehrpflichtigen sind verpflichtet, die vorgesehene 
Einberufung unverzüglich den zuständigen staatlichen Orga­
nen oder Betrieben bzw. deren Leitern mitzuteilen.

(2) Die Wehrpflichtigen haben sich spätestens 3 Tage vor 
ihrer Einberufung zum Wehrdienst bei der für ihren Wohn­
sitz zuständigen Meldestelle der Deutschen Volkspolizei unter 
Vorlage des Einberufungsbefehls zum Wehrdienst abzumel­
den. Dazu haben die Wehrpflichtigen, die zum Grundwehr­
dienst oder zum aktiven Wehrdienst als Soldat oder Unter­
offizier auf Zeit einberufen werden, ihren Personalausweis 
abzugeben. Die Wehrpflichtigen, die zum aktiven Wehrdienst 
als Offizier auf Zeit oder in militärischen Berufen einberufen 
werden, haben ihren Personalausweis zum Gestellungs- bzw. 
Einberufungsort mitzubringen und nach Aufforderung abzu­
geben.

(3) Die Abmeldung nach Abs. 2 ist nicht erforderlich, wenn 
die Einberufung zum Reservistenwehrdienst oder während 
der Mobilmachung bzw. im Verteidigungszustand erfolgt. In 
diesen Fällen haben die Wehrpflichtigen ihren Personalaus­
weis zum Gestellungs- bzw. Einberufungsort mitzubringen 
und nach Aufforderung abzugeben. Wird der Personalausweis 
nicht mitgebracht, haben die betreffenden Wehrpflichtigen 
die für die Beschaffung entstehenden Kosten zu tragen.

§20
Zeitpunkt der Zugehörigkeit 
zur Nationalen Volksarmee

(1) Die zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen sind 
grundsätzlich ab 00.00 Uhr des im Einberufungsbefehl fest­
gesetzten Tages der Einberufung Angehörige der Nationalen 
Volksarmee. Ist in dem Einberufungsbefehl nicht ein bestimm­
ter Tag, sondern eine Frist für das Eintreffen am Gestellungs- 
bzw. Einberufungsort festgesetzt, so beginnt die Zugehörig­
keit zur Nationalen Volksarmee mit dem Erhalt des Einbe­
rufungsbefehles.

(2) Wehrpflichtige, die einen Einberufungsbefehl nach § 12 
Abs. 4 des Wehrdienstgesetzes erhalten haben, sind ab dem 
Zeitpunkt der Bekanntmachung der Mobilmachung Angehö­
rige der Nationalen Volksarmee, soweit nicht Abs'. 1 zutrifft.

(3) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 gelten auch für 
Wehrpflichtige, deren Einberufung zu den Grenztruppen der 
Deutschen Demokratischen Republik oder den Organen nach 
§ 2 Abs. 3 des Wehrdienstgesetzes erfolgt, entsprechend.

(4) Wehrpflichtige haben bei Einberufung zum Reservisten­
wehrdienst oder während der Mobilmachung bzw. im Vertei­
digungszustand den Wehrdienst in Uniform anzutreten, sofern 
ihnen dazu eine solche übergeben wurde.

§21
Einstellung ln den Dienst 

des Ministeriums für Staatssicherheit
(1) Die Einstellung von Wehrpflichtigen in den Dienst des 

Ministeriums für Staatssicherheit ist eine Einberufung zum 
Wehrdienst im Sinne des § 2.

(2) Die Auswahl der Wehrpflichtigen für den Dienst des 
Ministeriums für Staatssicherheit und die Einstellung erfolgen 
durch die Dienststellen des Ministeriums für Staatssicherheit 
in eigener Zuständigkeit.

(3) Die Dienststellen des Ministeriums für Staatssicherheit 
übergeben dem zuständigen Wehrkreiskommando nicht später 
als am Tage der Einstellung schriftlich die Namen der einge­
stellten Wehrpflichtigen.

Aufgaben der staatlichen Organe und Betriebe 
bei der Einberufung von Wehrpflichtigen zum Wehrdienst

§22
(1) Die Arbeitsrechts- oder Dienstverhältnisse der Wehr­

pflichtigen ruhen während ihres Grundwehrdienstes bzw. 
während ihres aktiven Wehrdienstes auf Zeit. Das gleiche gilt 
für die Mitgliedschaft zu sozialistischen Genossenschaften.


